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§ 19  Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle 
 
(1) Einrichtungen Freiwilliger Selbstkontrolle können für Rundfunk und Telemedien gebildet werden.

(2) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne dieses Staatsvertrages 
anzuerkennen, wenn

1.  die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer benannten Prüfer gewährleistet ist und dabei auch Vertreter 
aus gesellschaftlichen Gruppen berücksichtigt sind, die sich in besonderer Weise mit Fragen des 
Jugendschutzes befassen,

 
2.  eine sachgerechte Ausstattung durch eine Vielzahl von Anbietern sichergestellt ist,

 
3.  Vorgaben für die Entscheidungen der Prüfer bestehen, die in der Spruchpraxis einen wirksamen 
Kinder- und Jugendschutz zu gewährleisten geeignet sind,

 
4.  eine Verfahrensordnung besteht, die den Umfang der Überprüfung, bei Veranstaltern auch die 
Vorlagepflicht, sowie mögliche Sanktionen regelt und eine Möglichkeit der Überprüfung der 
Entscheidungen auch auf Antrag von landesrechtlich bestimmten Trägern der Jugendhilfe vorsieht,

 
5.  gewährleistet ist, dass die betroffenen Anbieter vor einer Entscheidung gehört werden, die 
Entscheidung schriftlich begründet und den Beteiligten mitgeteilt wird und

 
6.  eine Beschwerdestelle eingerichtet ist.

 
(3) 1Die zuständige Landesmedienanstalt trifft die Entscheidung durch die KJM. 2Zuständig ist die 
Landesmedienanstalt des Landes, in dem die Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Sitz hat. 
3Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist diejenige Landesmedienanstalt zuständig, bei der der Antrag 
auf Anerkennung gestellt wurde. 4Die Einrichtung legt der KJM die für die Prüfung der 
Anerkennungsvoraussetzungen erforderlichen Unterlagen vor.

(4) 1Die KJM kann die Anerkennung ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen 
versehen, wenn Voraussetzungen für die Anerkennung nachträglich entfallen sind oder die Spruchpraxis 
der Einrichtung nicht mit den Bestimmungen dieses Staatsvertrages übereinstimmt. 2Eine Entschädigung 
für Vermögensnachteile durch den Widerruf der Anerkennung wird nicht gewährt.

(5) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle sollen sich über die Anwendung dieses 
Staatsvertrages abstimmen.


